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Wissenschaftlicher Dienst
zweifelt an Gesetz zur
Vorratsdatenspeicherung
Berlin. Der Wissenschaftliche
Dienst des Bundestages bezweifelt
einem Medienbericht zufolge, dass
das deutsche Gesetz zur Vorrats-
datenspeicherung den Vorgaben
des Europäischen Gerichtshofes
entspricht. Nach Informationen der
»Mitteldeutschen Zeitung« geht
dies aus einem von der Linksfrak-
tion in Auftrag gegebenen Gutach-
ten hervor. Damit steige die Wahr-
scheinlichkeit, dass das Gesetz vor
dem Bundesverfassungsgericht
scheitern könnte. Der Bundestag
hatte das Gesetz im Herbst 2015
verabschiedet. Es verpflichtet Te-
lekommunikationsanbieter, Daten
wie Rufnummern und Dauer der
Anrufe bis zu zehnWochen zu spei-
chern. Ermittler sollen darauf bei
der Bekämpfung von Terror und
schweren Verbrechen zugreifen
können. Die Unternehmen haben
für die Umsetzung bis zum 1. Juli
2017 Zeit. Der Europäische Ge-
richtshof entschied im Dezember
2016, dass eine allgemeine und un-
terschiedslose Speicherung von Te-
lefon- und Internetverbindungsda-
ten mit EU-Recht nicht vereinbar
ist. Die LINKE sieht sich durch das
Gutachten des Wissenschaftlichen
Dienstes bestätigt: Eine anlasslose
Vorratsdatenspeicherung von Tele-
kommunikations- und Internetver-
bindungsdaten der gesamten Be-
völkerung sei ein unverhältnismä-
ßiger Eingriff in die Grundrechte
der Bürger«, so der stellvertreten-
de Linksfraktionschef Jan Korte.
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Kipping und Sitte sind
Spitzenkandidatinnen
Berlin. Die LINKE-Bundesvorsit-
zende Katja Kipping soll die säch-
sische Linkspartei in den Bundes-
tagswahlkampf führen. Auf einem
kleinen Parteitag in Dresden no-
minierten am Samstag 79,5 Pro-
zent der Delegierten die 39-Jähri-
ge als Spitzenkandidatin der Lan-
desliste, wie Sprecher Thomas
Dudzak mitteilte. Endgültig bestä-
tigen muss dies aber noch ein Lan-
desparteitag Ende April. In Sach-
sen-Anhalt hat die LINKE die Hal-
lenserin Petra Sitte als Spitzenkan-
didatin vorgeschlagen. Sitte gehört
seit 2005 dem Bundestag an und
ist seit 2013 Parlamentarische Ge-
schäftsführerin der LINKE-Bundes-
tagsfraktion. Bei der geheimen Ein-
zelwahldesVorstandswurdenauch
der Vize der Bundestagsfraktion,
Jan Korte, Landeschefin Birke Bull-
Bischoff und Matthias Höhn no-
miniert. Die endgültige Liste für die
Bundestagswahl bestimmt die Lin-
ke am 18. Februar bei einem Par-
teitag in Wittenberg. Agenturen/nd

Wiedergeburt der Bomben-Idee
Adenauer als Visionär? Nach Trumps Amtsantritt ist die Forderung nach deutschen Atomwaffen nicht mehr tabu
Trump ist angeblich zu lasch ge-
genüber Moskau. Darüber sind jene
besorgt, die einen Kalten Krieg ris-
kieren wollen. In Deutschland wird
ein Tabu gebrochen. Man sinniert
wieder über eigene Atomwaffen.

Von René Heilig

Wer sich auf die Amerikaner verlässt,
ist womöglich verlassen. Das wusste
schon Konrad Adenauer (CDU), der
erste Kanzler der Bundesrepublik.
Mitte der 50er Jahre sprach er in ver-
trautem Kreis darüber, wie unerträg-
lich es sei, dass »zwei große Staaten
in der Welt allein im Besitz von nuk-
learen Waffen sind und damit das
Schicksal aller Völker dieser Erde in
der Hand haben«. In einer Kabinetts-
sitzung Ende 1956 hielt er es für rat-
sam, selbst »nukleare Waffen in der
Bundesrepublik herzustellen«. Nur so
habe man internationales Gewicht.
Verteidigungsminister Franz Josef

Strauß (CSU) spannte sich ein. Dumm
nur, dass die Bundesrepublik sich in
den Pariser Verträgen verpflichtet
hatte, keine Atomwaffen zu produ-
zieren. Also versuchte man es illegal.
Frankreich schien damals geneigt, mit
den Deutschen gemeinsam an der
Bombe aller Bomben zu basteln. Um
das zu legalisieren, sollte der Spreng-
kopf in Frankreich und das Träger-
mittel in Deutschland gebaut wer-
den. Am 25. März 1958 beschloss der
Bundestag die atomare Bewaffnung
der Bundeswehr.
Doch dann übernahm General

Charles de Gaulles das französische
Präsidentenamt. Der Weltkriegsvete-
ranwar zwar zur Aussöhnungmit den
einstigen Feinden bereit, nicht je-
doch, ihnen die Atombombe zu über-
lassen. Auch die Briten lehnten es ab,
den »Krauts«, die noch vor ein paar
Jahren Raketen auf London geschos-
sen hatten, Nuklearwaffen zu geben.
Für Adenauer blieb also nur der

dritte Weg, um atomar bedeutsam zu
werden. Die USA stationierten in der
Bundesrepublik atomare Sprengköp-
fe verschiedenster Art, waren aber
nicht bereit, die Kosten dafür allein
zu übernehmen. Also boten sie der
Bundesrepublik die atomare Teilha-
be an. Die Deutschen stellten, wie an-
dere NATO-Mitglieder auch, Träger-
systeme. Daran hat sich nichts geän-
dert.
Offiziell gab es nie Zweifel, dass die

USA – auch das vereinigte – Deutsch-
land unter ihren nuklearen Schirm
nehmen. Abschreckung nennt man
dieses System aus Mord und Selbst-
mord. Seit dem 20. Januar 2017
scheint es aber nicht mehr so sicher
zu sein, dass der neue US-Präsident
sein Land in einen Suizid treiben
würde, wenn es dem Schutz von Ver-
bündeten dient. Donald Trump hat
denAtomkoffer. Er kanndenCode zur

Weltvernichtung eingeben – oder
auch nicht. Würde er diese letzte al-
ler Möglichkeiten zur Verteidigung
Westeuropas einsetzen? Immerhin:
Trump hält Putin für akzeptabel und
die NATO für obsolet. Trump küm-
mert sich ausschließlich darum, was
– aus seinem Blickwinkel – die USA
stark macht und droht den Verbün-
deten mit einem Handelskrieg.
Dass der US-Präsident den wich-

tigen japanischen Bündnispartnern
erklärt hat, schafft euch eigene Atom-
bomben an,wenn ihr Sicherheitwollt,
war Wasser auf die Mühlen von
atombombensüchtigen Deutschen.
Die gibt es tatsächlich. Noch. Und

noch als Minderheit. Doch sie brin-

gen die Idee eines nuklear bewaff-
neten Deutschlands wieder in die De-
batte ein. Bereits im November, also
lange vor Trumps Amtsübernahme,
hatte der Mitherausgeber der »Frank-
furter Allgemeinen Zeitung«, Bert-
hold Kohler, in seinem Blatt höhere
Ausgaben für die Verteidigung, die
Wiederbelebung der Wehrpflicht, das
Ziehen roter Linien angeregt und die
Frage nach einer eigenen nuklearen
Abschreckungsfähigkeit gestellt.
Der Gedanke scheint sich auch in

Medien einzuschleichen, die bislang
eher antimilitaristische Positionen
vertraten. In der vergangenen Woche
brachte das vom NDR besorgte Ma-
gazin »Panorama« einen Beitrag, in

demgewarntwurde: »Kein Staat kann
zurzeit sicher sein, ob Trump bedin-
gungslos andere NATO-Verbündete
verteidigen würde.« Was also tun,
wenn Trump den nuklearen Schutz
aufkündigt und Atomwaffen ab-
zieht? Die Fachleute, die man für die-
sen TV-Beitrag aussuchte und inter-
viewte, kann man nicht zu jenen
rechnen, die nukleare Waffen ver-
teufeln.
Der CDU-Obmann im Auswärtigen

Ausschuss des Bundestages, Rode-
rich Kiesewetter, wollte sich nicht so
definitiv äußern. Warum auch, das
hatte er ja schon in einem Reuters-In-
terview getan. Europa brauche wei-
ter einen Nuklearschutz, um abschre-

cken zu können, sagte Kiesewetter da,
sprach sich gegen Denkverbote aus
und sinnierte darüber, dass das west-
liche Europa einen eigenen Nuklear-
schirm aufbauen und dabei die Atom-
waffen Großbritanniens und Frank-
reichs einbeziehen sollte. »In den
Hinterzimmern in Berlin wird das
schon diskutiert«, hieß es bei »Pano-
rama«.
Noch scheut man die allzu offene

Debatte über eine deutsche Atom-
bombe, denn das sei »ein sensibles
Thema – unpopulär und heikel«. Doch
angesichts des neuen Mannes im
Weißen Haus könne es »leider
schneller als gedacht aktuell wer-
den«. Wer eine eindeutige Gegenpo-
sition der »Panorama«-Autoren er-
wartet hatte, wurde enttäuscht. Auch
sie deuten an, dass ein atomwaffen-
freies Deutschland »vielleicht keine
Lösung« ist und sorgen sich, dass das
Land so »erpressbar« werde.
Es ist erstaunlich, wie rasch an-

geblich unverrückbare Positionen der
deutschen Außen- und Sicherheits-
politik infrage gestellt werden. 2005
hatte der damalige Außenminister

Joschka Fischer (Grüne) die Forde-
rung nach Abzug der US-Atomwaf-
fen »eine vernünftige Initiative« ge-
nannt, mit der sich die Bundesregie-
rung »ernsthaft« befassen werde. Der
damalige Verteidigungsminister Pe-
ter Struck (SPD) war sich mit Fischer
»einig, dass wir in den Gremien der
NATO dieses Thema ansprechen«.
Im schwarz-gelben Koalitionsver-

trag von 2009 hieß es, man wolle sich
»im Bündnis und gegenüber den
amerikanischen Verbündeten dafür
einsetzen, dass die in Deutschland
verbliebenen Atomwaffen abgezogen
werden«. Der Bundestag schloss sich
dieser Forderung später an. Auch mit
den Stimmen der Union. Zum ersten
Mal überhaupt fordert ein NATO-
Staat öffentlich den Abzug von US-
Atomwaffen. Im Koalitionsvertrag
von Union und SPD aus dem Jahre
2013 ist immerhin noch vom Abzug
der Atomwaffen »aus Deutschland
und Europa« die Rede.
Dass in der aktuellen angespann-

ten Situation zwischen Russland und
der NATO für notwendige Abrüs-
tungsgedanken wenig Raum bleibt,
ist zwar bedauerlich, aber nachvoll-
ziehbar. Doch muss es deshalb gleich
eine Rolle rückwärts sein?

In den Anfangsjahren der Bundeswehr konnten Honest-John-Raketen Atomsprengköpfe tragen Foto: imago/ZUMA/Keysone

Adenauers Kommentar
zur auflebenden Atom-
waffen-Debatte würde
wohl knapp ausfallen:
Dat han isch euch doch
jlich jesaat ...

Unterschiedliche Sichten auf Silvester in Köln
NRW-Untersuchungsausschuss beendete Beweisaufnahme, nun wird der Abschlussbericht geschrieben

Fast 180 Zeugen wurden im Land-
tag von Nordrhein-Westfalen ge-
hört, um die Vorkommnisse in der
Kölner Silvesternacht 2015/16 zu
bewerten. Die Urteile gehen weit
auseinander.

Von Sebastian Weiermann, Düsseldorf

Ein Jahr hat der Untersuchungsaus-
schuss zu den Ereignissen in der Sil-
vesternacht 2015/16 in Köln, im
NRW-Landtag getagt. Zu einer ein-
heitlichen Bewertung kamen die Par-
teien nicht. Aber einige Erkenntnisse
gibt es dennoch.
Die Polizeikräfte in Köln waren zu

gering. Verstärkungen wurden nicht
angefordert. Deswegen konnte es in
der Silvesternacht zu massenhaften
sexualisierten Übergriffen kommen.
Darin sind sich alle im Landtag ver-
tretenen Parteien einig. Anders sieht
es aus bei der Bewertung der Arbeit
des Ausschusses selbst und bei den
Konsequenzen, die aus den Silves-
tervorkommnissen zu ziehen sind.
Matthi Bolte, der für die Grünen

im Ausschuss sitzt, nennt als wichti-
ge Erkenntnisse, dass es bei den ver-
schiedenen Sicherheitsbehörden eine

»mangelnde gemeinsame Lagebe-
wältigung und Kommunikation« ge-
geben habe. Außerdem sei die sexu-
alisierte Gewalt zu spät »erkannt und
bekämpft« worden. Marc Lürbke von
der FDP ist sich sicher, dass nur die
»intensive Arbeit des Untersuchungs-
ausschusses« und »akribische Befra-
gungen« zur Aufdeckung von Prob-
lemen in der Silvesternacht geführt
hätten. Ein Problem sei, dass der
NRW-Innenminister von Aufklärung
lediglich spreche, sie allerdings »nicht
ehrlich« betreibe. Auch Piratin Simo-
ne Brand gibt dem SPD-Minister Ralf
Jäger die »gesamtpolitische Verant-
wortung«. Mit dem Rausschmiss des
Kölner Polizeipräsidenten Wolfgang
Albers habe Jäger ein »Bauernopfer«
gebracht, um von der eigenen Ver-
antwortung abzulenken.
Ina Scharrenbach, Sprecherin der

oppositionellen CDU im Ausschuss,
geht hart mit der Landesregierung ins
Gericht. Sie spricht von einem »un-
würdigen Schauspiel des Tricksens
und Täuschens«, Dokumente seien
verweigert und Telefondaten ge-
löscht worden. Gerade bei der Auf-
klärung über die Kommunikation in-
nerhalb der Landesregierung sieht die

CDU Nachholbedarf. Deswegen habe
man auch Klage beim Landesverfas-
sungsgericht eingereicht.
Der Grüne Bolte kritisiert, dass vie-

le Dokumente, teilweise mit sensib-
len Opferdaten, an die Öffentlichkeit
geraten. Nicht jede Fraktion habe fair
gespielt und so sei eine vertrauens-
volle Zusammenarbeit schwer ge-
worden. Die Abgeordnetenkollegin
Brand stößt das das »Wahlkampfge-

töse«, von dem der Ausschuss teil-
weise überlagert wurde, auf. Nicht je-
des Thema sei für die Zielsetzung des
Ausschusses hilfreich gewesen. Kon-
sequenzen aus der Silvesternacht sei-
en schon gezogen worden, so Brand.
Die Kommunikation und Beleuch-
tung seien zum Beispiel beim Silves-
ter 2016 besser gewesen. Die Polizei

habe aber mit der Einkesselung Hun-
derter junger Männer übers Ziel hi-
nausgeschossen. Bolte sieht einen
besseren Umgangmit den Opfern von
sexualisierter Gewalt als eine wich-
tige Konsequenz aus der Silvester-
nacht. FDP und CDU sind sich einig,
dass die Polizei gestärkt werden müs-
se. FDP-Mann Lürbke forderte eine
bessere personelle und sachliche
Ausstattung der Polizei. Auch ein ver-
besserter Opferschutz sei wichtig.
Peter Biesenbach von der CDU, der

dem Untersuchungsausschuss vor-
saß, beschreibt die Arbeit des Gre-
miums als »unheimlich arbeitsinten-
siv«. Man habe neben den vielen Zeu-
gen auch Tausende Dokumente
durchforstet. Einzelne Sitzungen hät-
ten viel Vorarbeit benötigt und man
sei bei den Befragungen auch in De-
tails gegangen. Nun müsse man noch
am Abschlussbericht arbeiten, der im
April vorgestellt wird.
Biesenbach geht von einem Um-

fang von mindestens 800 Seiten aus,
es könnten aber auch 1000 werden.
In dem Bericht seien dann auch fun-
dierte Antworten zu finden, wie die
Politik auf die Ereignisse reagieren
sollte.

CDU-Abgeordnete
monieren weiter
ein »unwürdiges
Schauspiel des Trick-
sens und Täuschens«

Exklusiver Karneval
Polizei riet Flüchtlingen vom Feiern ab

Köln. Flüchtlinge sollten besser nicht
mit Karneval feiern – diese Empfeh-
lung haben Polizisten in Nordrhein-
Westfalen gegeben. Nach Kritik dis-
tanzierte sich das zuständige Lan-
desamt für zentrale polizeiliche
Dienste in NRW von der Empfeh-
lung. Die Sprecherin des Festkomi-
tees Kölner Karneval, Sigrid Krebs,
sagte am Sonntag: »Im Kölner Kar-
neval sind alle Menschen herzlich
willkommen!«
Das Landesamt hatte Ende Janu-

ar eine E-Mail an Flüchtlingseinrich-
tungen im Regierungsbezirk Köln
verschickt. Darin heißt es: »In der
vergangenen Woche wurde polizei-
licherseits bekannt, dass es im ver-
gangenen Jahr vorkam, dass Betreu-
er von Flüchtlingen und Asylbewer-
bern Besuche von Karnevalsveran-
staltungen organisiert haben. (...)
Aus polizeilicher Sicht sind diese Ak-
tionen eher kritisch zu sehen, da so
das massierte Auftreten von Flücht-
lingen und Asylbewerbern bei Kar-
nevalsveranstaltungen forciert wird.
Da ebendies in Anbetracht der aktu-
ellen Sicherheitslage in Deutsch-
land, auch aufgrund der Ereignisse
bei den vergangenen Jahreswech-

seln, in der Bevölkerung derzeit lei-
der zu unerwünschten Wechselwir-
kungen führt, raten wir davon ab.«
Der Kölner Flüchtlingsrat reagier-

te empört und warf der Polizei Ra-
cial Profiling vor. Das Landesamt für
zentrale polizeiliche Dienste distan-
zierte sich daraufhin von der ver-
schickten Mail und bedauerte sie
ausdrücklich. Es handele sich um ein
internes und nicht autorisiertes
Schreiben. »Die Formulierungen in
diesem Schreiben sind ausgren-
zend«, merkte Pressesprecherin Na-
dine Perske selbstkritisch an. »Es ent-
steht der Eindruck, dass Zuwanderer
keine Karnevalsveranstaltungen be-
suchen sollten. (...) Das LZPD NRW
(...) bedauert die zu Recht ausge-
löste Betroffenheit zutiefst.«
Für Claus-Ulrich Prölß vom Köl-

ner Flüchtlingsrat ist die Sache damit
aber nicht vom Tisch. »Intern war’s ja
wohl nicht, es ist rausgegangen«, so
Prölß am Sonntag. »Für uns ist die
Frage, welche Geisteshaltung dahin-
tersteckt.« Tatsächlich sei der Karne-
val sehr gut geeignet, um Flüchtlinge
mit Deutschland vertraut zu machen
und mit alteingesessenen Bürgern in
Kontakt zu bringen. dpa/nd


